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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des Schwellenpreises 
für Oiivenöi für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1707/73 “), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Schwellenpreis muß so festgesetzt werden, 
daß der Verkaufspreis des eingeführten Erzeug- 
nisses an dem in Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG vorgesehenen Grenzübergangsort 
dem Marktrichtpreis entspricht; unter Berücksich- 
tigung der Kosten, die der Importeur derzeit nach 
dem Stadium des cif-Preises zu tragen hat, sollte der 
Schwellenpreis beibehalten werden, der um 2,00 
Rechnungseinheiten unter dem Marktrichtpreis- 
liegt— 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 wird der Schwel- 
lenpreis für Olivenöl auf 103,00 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm festgesetzt. 

Artikel 2 


Diese Verordnung tritt am 1. November 1973 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 
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Begründung 


1. Nach den Artikeln 4 und 8 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG setzt der Rat jedes Jahr einen 
Schwellenpreis für Olivenöl in der Weise fest, 
daß der Abgabepreis für das eingeführte Erzeug- 
nis am Grenzübergangsort der Gemeinschaft im 
Sinne von Artikel 13 Absatz 2 der genannten 
Verordnung dem Marktrichtpreis entspricht. 

2. Eine Prüfung der derzeitigen Kosten zu Lasten 
des Importeurs von der Stufe cif bis zur Stufe 
„ins Hafenlager des Importeurs gelieferte Wa- 
re" gibt Anlaß, den Unterschied von 1,40 RE/100 
kg zwischen dem Schwellenpreis und dem Markt- 
richtpreis, der seit dem Wirtschaftsjahr 1968/1969 
gilt, auf 2,00 RE/100 kg für das Wirtschaftsjahr 
1973/1974 zu erhöhen. 


Finanzielle Auswirkungen 

Der in diesem Vorschlag angenommene Schwellen- 
preis ist um 103,00 RE/100 kg = 24,80 UC/100 kg 
höher als der derzeit geltende. Trotzdem dürfte diese 
Erhöhung keine schwerwiegenden finanziellen Aus- 
wirkungen haben, da die Abschöpfungen wegen der 
Lage auf dem Weltmarkt möglicherweise sehr nie- 
drig sein werden. 

Zu vermerken ist aber, daß die Vereinbarungen 
zwischen der Gemeinschaft und einigen Ländern 
des Mittelmeerraums über Olivenöl gestatten, die- 
sen Ländern eine Senkung der Abschöpfungen in 
einem Spielraum zu gewähren, der je nach Land zwi- 
schen 4 und 5 RE/100 kg schwankt. 

Diese Bestimmungen lassen es wenig wahrscheinlich 
erscheinen, daß im Wirtschaftsjahr 1973/1974 Ab- 
schöpfungen aus Olivenöl erhoben werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
24. Oktober 1973 - 1/4 (IV/ 1 )-680 70-E~ 01 24/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 4. Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genann- 
ten Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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